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Fürſt Lobanow. 


Fürſt Lobanow, deſſen jäher Tod überall 
in Europa den ſchmerzlichſten Eindruck gemacht 
hat, hatte ſich, wie das „Wien. Fremdenbl.“, das 
Organ des dortigen Auswärtigen Amtes, be⸗ 
richtet, ſchon während ſeines Aufenthaltes in 
Er habe über Beklem- 


Wien unwohl gefühlt. 
mungen geklagt, die er einer Arterienverkalkung 
zuſchrieb, und ſich geäußert, er wolle fic) einer 
Kuetkur in Breslau oder in Dresden unterziehen. 
Bei dem Beſuch, den Fürſt Lobanow mit dem 
deutſchen Botſchafter Grafen Eulenburg bei dem 
italieniſchen Botſchafter Grafen Nigra machte, 
war der Fürſt einem Ohnmachtsanfall nahe. 
Dies beſtimmte ihn auch, entgegen ſeiner ur⸗ 
ſprünglichen Abſicht, ſeinen Aufenthalt in Wien 
abzukürzen und nach Kiew zu reiſen. Ueber den 
Eindruck, den der Tod des Leiters der ruſſiſchen 
Politik im Auslande gemacht hat, und über die 
Vermuthungen wegen des Nachfolgers Lobanows 
liegen folgende Nachrichten vor: 

Wien, 31. Auguft. Ein Diplomat äußerte 
ſich: Lobanows Tod wird hier in Wien ſchwer 
empfunden. Jede panſlaviſtiſche Regung war 
ſeiner Politik fremd. In dieſem Sinne hatte 
er wiederholt beruhigende Aufklärungen der hie⸗ 
ſigen Regierung gegeben. Mittelbar war fein 
nicht panſlaviſtiſches Programm auch Gewähr 
für ein gutes Verhältniß Rußlands zu Deutſch⸗ 
land. Käme Stahl oder Schuwalow ans Ruder, 
ſo würden ſie auf Lobanows Bahn fortſchreiten. 
Dem „N. W. Tagbl.“ zufolge glaubt man hier 
in erſter Reihe, der ruſſiſche Botſchafter am 
Wiener Hofe, Graf Kapniſt oder deſſen Bruder, 
Direktor der aſiatiſchen Abtheilung in Peters— 
burg, würde zum Nachfolger Lobanows aus⸗ 
erſchen ſein; die Abberufung Nelidows erſcheine 
zur Zeit kaum thunlich. Die Wiener ruſſiſche 
Bolſchaft hatte bis 4 Uhr Nachmittags keine 
offizielle Benachrichtigung vom Tode Lobanows. 

Paris, 31. Auguſt. Der Tod des Fürſten 
Lobanow⸗Roſtowskt wird hier lebhaft erörtert. 
Die Blätter meldeten die Todesnachricht heute 
in beſonderen Ausgaben, die raſchen Abſatz fan⸗ 
den. Die Abendbiätter widmen dem Verſtorbe— 
nen ſympathiſche Nachrufe und jagen, alle Bars 
teien würden den Tod Lobanows lebhaft be⸗ 
dauern. Der „Jour“ meint, wenn auch Fürſt 
Lobanow geſtorben jet, jo überlebe ihn doch ſein 
ganzes Wert; wer auch immer ſein Nachfolger 
ſein werde, der werde die Politik des Fürſten 
verfolgen. Der „Temps“ ſchreibt: der Tod des 
Fürſten Lobanow ruft in Frankreich tiefe Sym⸗ 
pathie hervor und wird auch in ganz Europa 
einen ſchmerzlichen Widerhall haben; allein die 
Politik, die Lobanow befolgte, fei diejenige des 
Kaiſers geweſen; dieſe Politik, die jetzt zu den 
Traditionen Rußlands gehöre, werde auch durch 


das Ausſcheiden einer Perſönlichteit nicht unter⸗ 
Auläßlich des Ablebeus des Fürſten 
Tobauow hat Präſident Faure dem Staijer von 
Der 


gehen, 


Rußland ſein tiefſtes Beileid ausgedrückt. 
Miniſter des Auswärtigen Honotaux hat dem 
ruſſiſchen Botſchafter Baron v. Mohrenheim ſein 
persönliches Beileid zum Ausdruck gebracht und 
den frauzöſiſchen Botſchafter in Petersburg durch 


den Lraht angewiejen, der Familie des Ver⸗ 
ſeines Beileids zu 


blichenen die Verſicherung 
übermitteln. 


Die Unruhen im Orient. 


Zu den Unruhen in Stonftantinopel wird der 
„Voſſ. Ztg.“ unter geſtrigem Datum gemeldet: 


Am Montag lagen Beweiſe vor, daß die 
Metzeleien durch einige hundert wohlorganifirte 


Türten ausgeführt wurden. Mit genanen ee 
weijungen verſehen, in kleine Abtheilungen ge: 
trennt, durcheilten ſie die Stadt. In jedem 


Viertel ſchloſſen ſich ihnen Auwohner an, die 


Spionenbienſte leiſteten, bei den Metzeleien mii 
halfen und nach Abzug der Rädelsführer ihre 
friedlichen Beſchäftigungen 
Die Aufrührer waren der Polizei und dem Mi⸗ 
litär betanut, die ihnen bei ihrem blutigen Wert 
an bie Haud gingen. Die Aufregung wegen der 
anſcheinend offiziellen Beſchwichtigungsverſuche in 
den heute angekommenen europaiſchen Zeitungen 
über das Verhalten der Botſchafter, das über⸗ 
haupt viel kritiſirt wird, weil ſie die Tragweite 
der Vorgänge unterſchätzten und auch den Eruſt 
der gegenwärtigen Lage auſcheinend verkennen, 
das jpäte Erſcheinen der Statiousſchiffe vor 
Tophaue hat viel böſes Blut gemacht. Alle 
Schiffe ſind voll Flüchtlinge. Soeben am Mittag 
haben die Kanouenſchüſſe zu Ehren der Thron⸗ 
beſteigung allgemeinen Schrecken hervorgerufen. 
Es hat zwar ſeit geſtern Abend verhältnißmaäßig 
Ruhe geherrſcht, doch kommen immer noch chic 
zelne Morde an Armeniern vor. Der Pöbel iſt 
wüthend wegen des Aufhörens der Metzeleien. 
Die Chriſten find ſehr gedrückt und äugſtlich. 


P . 


Mittheilungen aus dem 
Grund beſitz. 


— 


Zur Beseitigung 
der Kommunalſteuerpripilegien der 
Beamten und Militärperlonen. 


Die von offizidjer Seite beſtätigte Mitthei⸗ 
lung, daß die Vorlage über die en 
beſſerungen dem preußiſchen Landtage jo zeitig 
zugehen ſoll, daß die neuen Gehaltsſätze ſchon in 
den Staatshaushaltsetat des nächſten Rechnungs: 
jahres aufgenommen werden können, und die 
weitere Nachricht von der beabſichtigten Erhöhung 
der Offiziergehälter läßt die Frage der Kom⸗ 
munalſteuerbefreiungen der Beamten und Militär⸗ 
perſonen, insbeſondere die Frage des Fortfalls 
der Privilegien bei der Gemeindeeinkommenſteuer 
wieder akut werden. Das preußiſche Kommunal⸗ 
abgabengeſetz vom 14. Juli 1893 hat in § 41 
allerdings die Regelung der Frage, ſoweit ſie die 
Beamten betrifft, durch ein beſonderes Geſetz in 
Ausſicht geftellt; dagegen ſollte es nach $ 42 für 
die Militärperſonen bei den beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen bleiben. Inzwiſchen hatz fic) die Noth⸗ 
wendigkeit einer Beſeitigung der Privilegien im⸗ 
mer dringender herausgeſtellt. Die den Gemein⸗ 
den gegebene Anweiſung, Zuſchläge zur Ein⸗ 


LN 


oe a AI 


Fenſtern. 


wieder aufnahmen. 


preiſe liegende Gefahr rückhaltlos an. 


wie möglich Zen 


Am Sonntag ſind in Ismidt Metzeleien, Plünde⸗ 
rungen und Brandſtiftungen vorgekommen; ſon⸗ 
ſtige Nachrichten aus den Provinzen fehlen. In 
Adrianopel werden die Armenier von der Polizei 
genau überwacht. Hausſuchungen ſind am heuti⸗ 
gen Thronbeſteigungsfeſt maſſenhaft vorgekommen. 
Bei der abendlichen Illumination werden neue 
Unruhen befürchtet. Die Jungtürken wollen den 
Sultan abſetzen, deſſen Palais jetzt von 15 000 
Mann bewacht wird. 

Konſtantinopel, 31. Auguſt. (Meldung 
des „Wiener k. k. Telegraphen⸗Korreſpondenz⸗ 
Bureaus“.) Der geſtrige Tag verlief ruhig. 
Viele Geſchäfte ſind wieder geöffnet, das Straßen⸗ 
bild hat ſich gebeſſert. Anſammlungen fanden 
nicht ſtatt. Einige Abends in Galata ſtattgehab⸗ 
ten Vorfälle verſchlimmerten jedoch die Lage 
wieder. In der Nähe des alten Gebäudes der 
Ottomaniſchen Bank griff der Pöbel unter Be⸗ 
theiligung dienſtfreier Marineſoldaten ein arme⸗ 
niſches Haus an, plünderte daſſelbe, erſchlug die 
Armenier und warf Weiber und Kinder aus den 
Militär und Polizei griffen nicht ein. 
— Aus einem Geſchäftshauſe gegenüber dem Ge⸗ 
bäude der Ottomaniſchen Bank fol eine Bombe 
geworfen worden ſein; ſpäter ſei mit Revolvern 
auf das Militär geſchoſſen worden, welches das 


Feuer erwiderte und ſchließlich die in dem Hauſe 


eingeſchloſſenen Armenier mit den Waffen gefan⸗ 
gen nahm. Auch aus einem anderen Geſchäfts⸗ 
hauſe wurde geſchoſſen; die Truppen ſchoſſen zu⸗ 
rück, drangen jedoch nicht in das Haus ein. In 
den letzten beiden Fällen war die Haltung der 
Truppen gut, der Pöbel war an den Vorfällen 
nicht betheiligt. 30 Armenier wurden verhaftet. 
Ein Offizier und zwei Soldaten wurden ver⸗ 
wundet. 5 

Konſtantinopel, 31. Auguſt. (Meldung 
des „Wiener k. k. Telegraphen⸗Korreſpondenz⸗ 
Bureaus“.) Durch die Flucht zahlreicher arme⸗ 
niſcher Familien in die von Andersgläubigen be⸗ 
wohnten Vorſtädte ſind die betreffenden Ein⸗ 
wohner gefährdet und befürchten Angriffe des 
Pöbels. In das ruſſiſche Botſchaftspalais in 
Pera ſind zahlreiche Flüchtlinge aufgenommen. In 
der Vorſtadt Haßkoei am Goldenen Horn war die 
Verfolgung der Armenier am heftigſten; die 
Zahl der Opfer ſoll dort viele Hundert betragen. 
Spaniſche Juden wurden beſchuldigt, ſich an dem 
Maſſacre betheiligt zu haben. Die Geſamtzahl 
der Opfer wird bereits auf einige Tauſend ge⸗ 
ſchätzt, darunter etwa 60 Mohamedaner. — In 
einigen Ortſchaften am Bosporus, in deuen Ar⸗ 
menter wohnen, herrſcht große Panik; nur durch 
die beſonnene Haltung und den thätigen Schutz 
einzeluer Notabeln wurden dort Metzeleien ver⸗ 
hindert. — Die Unterhandlungen des Konſular⸗ 
Korps auf Kreta mit den Deputirten bezüglich 
der gewährten Zugeſtändniſſe haben ſich aus 
geringfügiger Urſache verzögert, die Lage in 
Kandia und die hieſigen Ereigniſſe beeinfluſſen 
das Endreſultat. In Bujukdere entſtand am 30. 
d. DIS. auf die unbegründete Nachricht, daß 
kurdiſche Arbeiter die armeniſchen Häuſer be— 
drohen, eine Beunruhigung, die seitdem geſchwun⸗ 
den iſt; die allgemeine Beſorgniß iſt jedoch nicht 
gewichen. 

London, 31. Auguſt. Das „Reuterſche 
Bureau“ meldet aus Konſtantinopel: Vehby 
Paja iſt zum Militärkommandanten von Pera 
und Marſchall Schakir Paſcha zum Militärkom⸗ 
mandanten von Galata ernannt worden. Die 
militäriſchen Maßregeln werden erweitert. Die 
außerordentliche gemiſchte Spezialkommiſſion 
unter Vorſitz Djelal⸗Beys hält ihre Sitzungen im 
Juſtizminiſterium, um die au den Ausſchreitun⸗ 
gen ſchuldigen Mohamedaner abzuurtheilen. Bis 
jetzt ſind 400 derſelben verhaftet. Ein Offizier 
und zwei Gendarmen der Wache in Therapia 
ſind anläßlich des Zwiſchenfalls vom 29. d. M. 
ebenfalls verhaftet worden. 

London, 31. Auguſt. 


Deutſchland. 


Berlin, 1. September. Die „Berliner 
Korreſpondenz“ ſchreibt: Der Miniſter für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten hat im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Staatsminiſterium dem 
Kaiſer eine Denkſchrift über die zur Förderung 
der Landwirthſchaft in den letzten Jahren er⸗ 
griffenen Maßnahmen unterbreitet, die mit Aller⸗ 
höchſter Genehmigung der Oeffentlichkeit zugäng⸗ 
lich gemacht werden ſoll. Die Deukſchrift er⸗ 
kennt die Bedeutung des Getreidebaues für 
Deutſchland und die im Sinken der Getreide— 
Bei der 
Undurchführbarkeit der bekannten zur allgemeinen 


Hebung der Preiſe ſeither gemachten Vorſchläge 


beſchränke ſich zur Zeit die Aufgabe der Staats⸗ 
verwaltung auf ſolche Maßnahmen der Geſetz⸗ 


zu Grunde zu legen, kollidirt mit den Schwierig⸗ 
keiten auderer Einnahmequellen, und das umſo⸗ 
mehr, als der Bedarf ſo bedeutend gewachſen iſt. 
Die Städte dringen deshalb beſonders auf Bee 
ſeitigung der alten Steuervorrechte. Dieſe ſichern, 
wie wir hier erwähnen wollen, eine gänzliche 
Befreiung von allen direkten Kommunalauflagen 
u. a. den im OffigierSrange ſtehenden aktiven 


Militärperſonen hinſichtlich ihres Dienſteinkom⸗ 


mens, den Geiſtlichen und Elementarlehrern hin⸗ 
ſichtlich ihrer Beſoldungen und Emolumente ein⸗ 
ſchließlich der Ruhegehälter und den verabſchie⸗ 


deten Beamten und Miltärperſonen hinſichtlich 
der Penſionen u. ſ. w. zu. Nur zum halben 
Betrage dürfen die Dienſteinkommen der Be⸗ 


amten (d. h. aller unmittelbaren oder mittelbaren 


Staatsbeamten, kommunalen und ſtändiſchen Be⸗ 
amten) zur Steuer veranlagt werden, doch iſt 
dieſe Beſtimmung noch dadurch weiter beſchränkt, 
daß an kommunalen Auflagen aller Art im Ge⸗ 


ſamtbetrage bei Beſoldungen unter 750 Mark 
nicht mehr als 1 Prozent, bei Beſoldungen von 
750 bis 1500 Mark nicht mehr als 1½ Prozent 
und bei höheren Beſoldungen nicht mehr als 
2 Prozent des Dienſteinkommens gefordert wer: 
den dürfen. Daß in Folge biejer Steuerbe⸗ 
freiungen den Gemeinden ein bedeutender Theil 
der Steuerkraft ihrer Angehörigen verloren geht, 
liegt auf der Hand. 

Als man im Jahre 1822 die Kommunal⸗ 
ſteuerprivilegien der Beamten und Offiziere 
ſchuf, motivirte man ſie damit, daß das Dienſt⸗ 
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gebung und Verwaltung, welche die Rentabilitätfder gemeinſamen Pflicht, 
trachten, Fahne fernerh 


der Landwirthſchaft dadurch zu heben 
daß die landwirthſchaftliche Produktion in allen 
ihren Zweigen gehoben und, ſoweit wie dies 
nicht ſchon durch die Vermehrung der Produktion 
eintritt, auch dadurch verbilligt werde, daß der 
Landwirthſchaft möglichſt billige Betriebsmittel 
zur Verfügung geſtellt und die auf ihr ruhenden 
Laſten vermindert werden. Beſtimmt abgelehnt 
wird die Auffaſſung, welche das Ziel der Land⸗ 
wirthſchaft in einer allgemeinen Auftheilung des 
Grund und Bodens in Kleinbeſitz erblickt. Die 
Denkſchrift hebt hervor, daß der Ausgabeetat der 
landwirthſchaftlichen und Geſtütverwaltung in 
den letzten 15 Jahren um 68,8 Prozent, in den 
letzten 10 Jahren um 45,3 Prozent geſtiegen iſt. 
Was die Steuerreform betrifft, ſo berechnet die 
Denkſchrift die Erleichterung, welche dem platten 
Lande gewährt iſt, auf über 28½ Millionen 
Mark. Dieſe Erleichterung iſt am meiſten dem 
verſchuldeten Theile des Grundbeſitzes zu Gute 
gekommen. Im Gebiete der Schulverwaltung 
entfielen von den durch die Geſetze von 1888 und 
1889 eingeführten Staatszuſchüſſen im Jahre 
1894—95 auf das platte Land über 19½ Mil⸗ 
lionen Mark; ebenſo ſind die aus den etats⸗ 
mäßigen Fonds der Unterrichtsverwaltung ge⸗ 
währten Zuſchüſſe bedeutend geſtiegen. In den 
letzten Jahren find für Staatsrechnung 4598, 5 
Kilometer Eiſenbahnen zum Bau genehmigt, und 
hiervon entfallen auf die 6 öſtlichen Provinzen 
2367,3 Kilometer. Zur direkten Förderung der 
Meliorationen ſind in den letzten 6 Jahren über 
12 Millionen Mark aufgewendet, die Zahl der 
Meliorationsvberbände und Genoſſenſchaften if 
ſeit Anfang 1891 um 554 mit 242 711 Hektar 
Fläche geſtiegen. Die ländlichen Genoſſenſchaften 
des Neuwieder und Offenbacher Syſtems ſind 
in Preußen ſeit 1890 von 1877 auf 5158 ge⸗ 
ſtiegen. 


— Die „Berl. Korreſp.“ ſchreibt: Aus der 
„Deutſchen Juriſtenzeitung“ iſt in andere Blätter 
eine Erörterung über „ſonderbare Zufälle“ über⸗ 
gegangen, die ſich bei der Publikation des ſoge⸗ 
nannten Depotgeſetzes ereignet haben follen. Der 
eine dieſer Zufälle wird darin gefunden, daß das 
publizirte Geſetz nur 13 Paragraphen enthält, 
wiewohl nach den ſtenographiſchen Berichten der 
Reichstag 14 Paragraphen angenommen habe. 
Hätte der Verfaſſer der Bemerkungen, die an 
dieſen Vorgang geknüpft werden, ſich die Vor⸗ 
lage angeſehen, über welche abgeſtimmt worden 
iſt, nämlich den Bericht der Reichstagskommiſſion, 
ſo würde ihm nicht entgangen ſein, daß die Kom⸗ 
miſſion von den 14 Paragraphen des Regierungs⸗ 
entwurfs einen, den § 4, zu ſtreichen beſchloſſen 
hatte. Indem der Reichstag die Kommiſſions⸗ 
vorlage unverändert genehmigte, hat er zwar über 
14 Paragraphen Beſchluß gefaßt, aber nur 13 
angenommen. Ferner wird in der „Deutſchen 
Juriſtenzeitung“ auf die Berichtigungen hinge⸗ 
wieſen, die an drei Stellen des im Reichs⸗ 
Geſetzblatt publizirten Geſetzestexktes in der 
folgenden Nummer des Geſetzblattes vorgenommen 
worden ſind. Die hierüber von einigen Zeitungen 
gewünſchte Aufklärung kann dahin gegeben werden, 
daß es ſich bei einer der Berichtigungen um 
einen Druckfehler, bei den beiden anderen um 
Verſehen gehandelt hat, die bei der Ausfertigung 
der Reichstagsbeſchlüſſe untergelaufen waren. 

— Herr Stöcker veröffentlicht im „Volk“ 
einen viele Spalten langen Brief aus ſeiner 
Sommerfriſche an die „lieben Freunde und 
Parteigenoſſen“ unter den Chriſtlich⸗Sozialen. 
Manche Chriſtlich⸗Soziale, ſo erklärt er, ſind 
„durch die Ereigniſſe der letzten Zeit, ja des 
ganzen vergangenen Jahres irre geworden und 
wiſſen nicht, was ſie von der Partei und ihrer 
Zukunft denken ſollen; und doch iſt Alles, klar 
betrachtet, recht einfach“. Ob dies indeß für die 
¡ieben Freunde und Parteigenoſſen aus dem end⸗ 
loſen Briefe hervorgehen wird, ob ſie nach dem 
Leſen deſſelben wiſſen werden, was ſie „von der 
Partei und ihrer Zukunft denken ſollen“, ſcheint 
ſehr zweifelhaft. Herr Stöcker ſetzt lang und 
breit auseinander, daß alle die, mit denen er im 


[Laufe der Jahre irgendwie zuſammengewirkt, die 


ihn aber jetzt allein ſeine Wege ziehen laſſen, 
Unrecht und daß nur er Recht hat; das deutſche 
Volk taumelt dem Untergang entgegen und es 
könnte nur dann gerettet werden, wenn es ſich 
— Herrn Stöckers Führung anvertraute: 

„Nicht das Bedürfniß, politiſch thätig oder 
gar politiſcher Parteiführer zu ſein, hat mich in 
den Kampf geführt; weder damals, als ich gegen 
die Sozialdemokratie ſtritt, noch nachher, als ich 
nach einander Fortſchritt und Judenthum, Libe⸗ 
raltsmus und Mittelparteien abzuwehren hatte, 
noch jetzt, wo ich auf das Drängen der alten 
Chriſtlich⸗Sozialen ihre Führung übernommen 
habe. Gern ſähe ich einen Andern an meiner 
Stelle: ich habe es in Frankfurt vorausgeſagt, 
daß mein Präſidium ſchwere Anfechtungen im 
Gefolge haben werde. Aber ich will mich auch 


von dem Leben, der Geſundheit und anderen zu⸗ 
fälligen Verhältniſſen der Perſon abhängig, ans 
dererſeits ſeinem Betrage nach beſtimmt und da⸗ 
durch gegen Grund⸗, Kapital⸗ und Gewerbeein⸗ 
kommen benachtheiligt ſei; auch wies man darauf 
hin, daß dem Staate daran liegen müſſe, die Be⸗ 
amten, die „als ſolche ihr Einkommen durch die 
den übrigen Einwohnern vermittelſt des ſtädti⸗ 
ſchen Vereins dargebotene Gelegenheit nicht ver⸗ 
mehren können“, in ihrem Unterhalte unter kei⸗ 
neriei Umſtänden zu ſehr geſchmälert zu ſehen. 

Dieſe Gründe für eine Kommunalſteuerbe⸗ 
freiung liegen heute nicht mehr vor. Die Ein⸗ 
kommensverhältniſſe der Beamten in den unteren 
und mittleren Gehaltsſtufen q im Laufe der 
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und meiner Nirche dienen. Noch heute glaube 
7 daß das deutſche Volk, wenn es kühn und 
ar 


feine Zukunft retten kann. 


von Haß und Kirchenfeindſchaft beherrſcht, den 
größten Gefahren entgegengeht. Es handelt ſich 
dabei nicht um Rechte oder Linke, noch viel we⸗ 
niger um Alte oder Junge; es handelt ſich um 
Sein oder Nichtſein dentfcher Ehre und Herr⸗ 
lichkeit. 

— Ein neues „Wochenblatt für das ar⸗ 
beitende Volk“ wird nun unter dem Namen 
„Der arme Konrad“ herausgegeben. Das Blatt 
vertritt ſozialiſtiſch⸗anarchiſtiſche Ideen und macht 


bereits in der Probenummer einen recht viel⸗ fic) in Rom mit dem Ausdruck des Bedauerns 


verſprechenden Anfang. Wir leſen da beiſpiels⸗ 
weiſe: 

„Die Armuth ſollte nicht beſtehen — brauchte 
auch nicht beſtehen. Seht, die Bettenſpeicher 
liegen voll; die Kleidermagazine ſind vollgeſtopft 
bis in alle Winkel; die Brodfabriken werfen 
ungeheure Mengen Brod auf den Markt. Da 
ſind Leute, die Häuſer bewohnen, ſo groß wie 
die ganze Roſenſtraße, und die Gärten und Wal⸗ 
dungen dabei haben, ſo groß und noch größer 
als ganz Amſterdam. Da laufen Menſchen 
herum, die ſoviel Geld beſitzen, daß ſie es ſelbſt 
nicht zuſammenzählen können.“ 

Es fehlt nur noch die Aufforderung: „Los! 
plündert! Nehmt, was euch von rechtswegen 
zukommt! Doch auch ohne dieſen beſtimmten 
Hinweis wird das „darbende Proletariat“ ſeine 
Nutzanwendung aus dem Vorſtehenden ziehen. 
Ferner bringt der „Arme Konrad“ die nach⸗ 
ſtehende Leiſtung: 

„Feiern ſollen wir wieder einmal; und 

womöglich den „Feiertag“ noch nicht einmal be⸗ 
zahlt kriegen; — es iſt alles ſchon da geweſen. 
Was giebts denn zu feiern? Das einige deutſche 
Reich? — Holsderteufel, das mögen die feiern, 
die was davon haben.“ 
Es iſt ein ſchlimmes Zeichen, daß fold 
ſchamloſes, aufreizendes Zeug gedruckt und ver⸗ 
breitet werden darf; ein noch ſchlimmeres aber, 
daß die Herausgeber derartiger Blätter auf Ab⸗ 
nehmer und Leſer rechnen. 

Breslau, 31. Auguſt. Zuſtändige Kreiſe 
erklären ſämtliche Gerüchte über angebliche Dis⸗ 
poſitionsänderungen im Beſuche beider ruſſiſchen 
Majeſtäten in Breslau für unbegründet. 


Oeſterreich-Ungarn. 


Wien, 31. Auguſt. Zu den Vorgängen in 
Budweis bei der dortigen Anweſenheit Luegers 
wird uoch berichtet: Die Aufregung der Deutſchen 
in Budweis war deshalb ſo groß, weil Lueger ge⸗ 
kommen war, um die Czechen gegen die Deutſchen 
zu unterſtützen, die wohl in keiner deutſchen 
Stadt Oeſterreichs ſo ſchwer gegen den czechiſchen 
Auſturm zu kämpfen haben wie in Budweis. 
Die beſten deutſchen Kreiſe der Stadt hätten ſich 
vor dem Saal, in dem Dr. Lueger geſprochen 
hatte, aufgeſtellt, um ihre Entrüftung auszu⸗ 
drücken. Als er heranfuhr, warf ſich ein Knäuel 
von Menſchen gegen den Wagen und ſpuckte vor 
Lueger aus. Es kam zu Thätlichkeiten, wobei 
ein czechiſcher Geiſtlicher den erſten Schlag gegen 
einen Deutſchen führte. Lueger, bleich und 
zitternd vor Aufregung, flüchtete ſich hinter ſeine 
Begleiter. Nur mit großer Mühe gelang es der 


Polizei, Lueger in ſeinen Wagen zu bringen, der 
unter fortgeſetzten ſtürmiſchen Rufen „Nieder 


mit Lueger!“ davonfuhr. Luegers Verſammlung 
beſtand zu mehr als der Hälfte aus Czechen, 
und der Beifall ertönte faſt ausſchließlich in 
czechiſchen Rufen. Als Lueger das Wort ergriff, 
wurde er mit dem toſenden Rufe „Nieder!“ von 
den Freiſinnigen empfangen. Er hielt faſt die⸗ 
ſelbe Rede wie in München, ja er machte die⸗ 
ſelben Witze. Stürmiſchen Beifall erweckte er bei 
den Czechen, als er ausrief, den Slaven dürften 
ihre Rechte nicht verkümmert werden, er hoffe, 
wenn einmal das Abgeordnetenhaus antilibera: 
fein werde, würden die nationalen Czechen gemein: 
ſam mit den Antiſemiten gehen. Geradezu be⸗ 
jubelt wurde von den anweſenden Czechen der 
Ausſpruch Luegers, das deutſche Volk ſei tief 
gejunten, Auch beim Verlaſſen des Saales er⸗ 
eigneten ſich ſtürmiſche Scenen. Mehrere 
czechiſche Sozialiſten wurden verhaftet, ein zehn⸗ 
jähriges Mädchen verletzt. Lueger, deſſen Woh⸗ 
nung von Gendarmen bewacht wurde, die ihn 
auch zum Bahnhofe begleiteten, reiſte im Dunkel 
der Nacht um 12 Uhr nach Wien. 


Italien. 


Eine Meldung aus Rom betont, daß die 
braſilianiſchen Vorgänge in den leitenden römi⸗ 
T 
Erhöhung der Gehälter beabſichtigt wird — fiir 
abgeſchloſſen erachtet. Nachdem die Geiſtlichen 
bereits eine Einkommenserhöhung davongetragen 
haben, ſollen nunmehr die anderen Empfänger 
höherer Gehälter, Beamte und Offiziere, bedacht 
werden. Wie verlautet, iſt dafür ein Mehrauf⸗ 
wand von 40 Millionen Mark jährlich vorgeſehen. 
Tritt dieſe Aufbeſſerung ein, ſo läßt ſich für die 
Aufrechterhaltung des beſtehenden Steuerprivilegs 
nicht mehr der Grund geltend machen, daß die 
Leiſtungsfähigkeit der Privilegirten in Folge 
eines unzulänglichen Einkommens geringer als 
die anderer Gemeindeangehöriger ſei. Auch der 
Grund, daß das Einkommen der Beamten der 
Steuerbehörde genau, des der übrigen Steuer⸗ 


neueſten Zeit jo erheblich beſſer geworden, dahl pflichtigen nur zum Theil bekannt fei, trifft ſeit 


von einer knappen Bemeſſung des Einkommens 
und von einem Zurückſtehen gegenüber dem ge⸗ 
werblichen und dem grundbeſitzenden Mittelſtande 
keine Rede mehr fein kaun. Der Gewerbetrei⸗ 
bende muß im Allgemeinen in hartem Kampfe 
um ſeine Exiſtenz ringen; daß der ländliche 
Grundbeſitz ſich in einer ſchweren Nothlage befin⸗ 
det, iſt bekannt; und auch darüber wird man 


ſich keiner Täuſchung hingeben dürfen, daß der 
ſtädtiſche Grundbeſitz mit ſchwankeſiden und 


unſicheren Erträgen zu rechnen hat. Den Ange⸗ 
hörigen dieſer Berufe gegenüber lebt der untere 
und mittlere Beamte jedenfalls weit ſorgenfreien 
und auskömmlicher. Die Regierung erkennt das 
auch inſofern an, als ſie die Gehaltsaufbeſſerun⸗ 
gen für dieſe Beamten⸗Kategorien — mit Aus⸗ 


einerſeits ſeinem ganzen Daſein nach] nahme der Lehrer, für die aber ebenfalls eine 


Einführung der Selbſteinſchätzung nicht mehr zu. 
Dazu kommt ſchließlich noch, daß unter den 
heutigen Verhältniſſen das Einkommen der Ge⸗ 
werbetreibenden, des Kaufmannes, Landwirthes 
u. ſ. w. „feinem ganzen Daſein nach von dem 
Leben, der Geſundheit und anderen zufälligen 
Verhältniſſen der Perſon“ in einem weit höheren 
Maße abhängig ſein dürfte, als das des Offiziers 
und Beamten. Ergiebt ſich aus alledem, daß 
heute von jenen Gründen, die ſeiner Zeit zu 
Gunſten der Einführung der Kommunalſteuer⸗ 
privilegien geltend gemacht wurden, auch nicht 
einer mehr ſtichhaltig iſt, ſo läßt ſich die Aus⸗ 
nahmeſtellung der Beamten und Offiziere über⸗ 
dies aus anderen Rückſichten nicht mehr aufrecht 
erhalten. Das Sommunalabgabengefeg vom 14. 
Juli 1893 beſtimmt, daß die Ausgaben der Ge⸗ 


William Wilkens. In Berlin, Hamb 


im Seifte des Chriſtenthums und der 
Mannhaftigkeit geführt wird, fein Weſen und 
t Aber ich glaube auch, 
daß es ſo, wie es jetzt iſt, führerlos und autori⸗ 
tätslos, in ſeinen höheren Ständen von Genuß⸗ 
ſucht und Zweifel, in ſeinen unteren Schichten 


Dienſtag, 1. September 1896. 
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die chriſtlich⸗oziale ſchen Kreiſen, wie in der geſamten 3 i 
0 in hoch zu halten, nicht entziehen. sc Hen 
Bis zum letzten Odemzug will ich meinem Volke 


Meinung Italiens einen überaus peinlichen Ein⸗ 
druck hervorgerufen haben. Man ſei allge⸗ 
mein nicht nur darüber ſehr verſtimmt, daß 
Italiener im Auslande ſo häufig den Gewalt⸗ 
thätigkeiten des Pöbels ausgeſetzt ſind, ſondern 
es werde in dieſem Falle insbeſondere aufs 
ſchärfſte mißbilligt, daß die braſilianiſche Volks⸗ 
vertretung ſich durch Straßenkundgebungen ein⸗ 
ſchüchtern ließ und die von ihr bereits in zwei 
Leſungen angenommenen Abmachungen über die 
endliche Erledigung der zahlreichen italieniſchen 
Reklamationen in dritter Leſung verworfen, und 
daß die braſilianiſche Regierung es nicht ver⸗ 
ſtanden hat, eine derartige Verhöhnung völker⸗ 
rechtlicher Verpflichtungen zu verhindern. Das 
römiſche Kabinet nehme denn auch, nachdem die 
während der verſchiedenen Differenzen mit Bra⸗ 
ſilien in den letzten Jahren auf harte Proben 
geſtellte Geduld Italiens endlich erſchöpft ſei, 
eine ſehr entſchiedene Haltung ein. Man habe 


ſeitens der braſilianiſchen Regierung über die 
gegen Italiener verübten Exceſſe und dem Ver⸗ 
ſprechen, daß die an dieſen Ausſchreitungen Be⸗ 
theiligten gebührend beſtraft und die Entſchädi⸗ 
gungsforderungen der Jtaliéner ungeachtet des 
erwähnten Kammerbeſchluſſes geregelt werden 
ſollen, nicht zufrieden gegeben, ſondern es wurde 
der italieniſche diplomatiſche Vertreter in Rio de 
Janeiro angewieſen, darauf zu beſtehen, daß die 
braſilianiſche Regierung ihren Zuſagen in allen 
Punkten eine ganz präziſe Faſſung gebe 
und die bindende Verpflichtung übernehme, 
in möglichſt kurzer Friſt, ſowohl für die 
letzten Ausſchreitungen volle Satisfaktion zu 
bieten, wie auch den ſo lange ſchwebenden Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüchen von Italienern im Sinne 
der getroffenen Vereinbarungen gerecht zu wer⸗ 
den. In unterrichteten Kreiſen wird verſichert, 
daß der vorgeſtern in Rom eingetroffene König 
Humbert die energiſche Stellungnahme, zu der 
ſich das Kabinet ſofort bei den erſten Nachrichten 
über die braſilianiſchen Vorgänge entſchloſſen hat, 
durchaus billige und die Aktion Italiens in dieſer 
Angelegenheit in demſelben Geleiſe weitergeführt 
ſehen wolle. 

Rom, 31. Auguſt. Der „Opinione“ zu⸗ 
folge unterzeichnete heute der König einen Er⸗ 
laß, durch welchen wieder die Bildung eines 
Geſchwaders von Kriegsſchiffen zum Schutz der 
ae Anſiedelungen in Süd⸗Amerika ber: 

gt wird. 


Spanien und Portugal. 

Madrid, 31. Auguſt. Die Nachricht, daß 
der Inſurgentenführer Banduras in die Provinz 
Habana . iſt, hat ſich nicht beſtätigt. 
Er iſt von den Regierungstruppen angegriffen 
worden und verlor nach heftigem Gefecht 56 
Mann, unter denen ſich die Führer Varuna, 
Maximiniano Sears; und Guvan befinden. In 
dem von den Inſurgenten verlaſſenen Dorfe 
Bogrero⸗Lima fanden die ſpaniſchen Truppen 150 
Pferde, ſowie ſehr viele Waffen und viel Mu⸗ 


nition vor. 
Türkei. 


Konſtautinopel, 31. Auguſt. Der Sultan 
verlieh dem kommandirenden General in Bosnien, 
General der Kavallerie Frhrn. von Appel, den 
Großkordon des Osmanie⸗Ordens, dem Chef des 
Generalſtabes, Oberſt Winzor, den Medjidie⸗ 
Orden zweiter Klaſſe und dem Brigade⸗Kom⸗ 
mandanten in Plevelje, Generalmajor Deſtovic, 
den Großkordon des Medjidie⸗Ordens. 


CCC EN 
Stettiner Nachrichten. 

Stettin, 1. September. Die Einrichtung, 
wonach von heute ab die Zugführer der 
Schnellzüge mit Zuſchlagkarten aus⸗ 
gerüſtet ſind für diejenigen Reiſenden, die mit 
Perſonenzugkarten verſehen ſind und einen Schnell⸗ 
zug zur Weiterfahrt beuntzen wollen, wird allge⸗ 


mein auf faſt ſämtlichen Schnellzugſtrecken der 


preußiſchen Staatseiſenbahnen durchgeführt. 

— Der Vermerk „Vorſicht!“ auf 
Packeten ꝛc. wird von dem Publikum vielfach 
bei der Aufgabe von Poſtſendungen benutzt, 
obgleich er nach den poſtaliſchen Beſtimmungen 
ohne die gewünſchte Wirkung iſt, denn die mit 
dem Vermerk „Vorſicht“ bezeichneten gewöhnlichen 
Packete können bei der oft herrſchenden be⸗ 
deutenden Fülle von Poſtſendungen durchaus 
keine beſondere vorſichtige Behandlung erfahren. 
Der einzige Weg, dies zu erreichen, iſt vielmehr 
die Auflieferung unter „Einſchreiben“ (Gebühr 
20 Pfg.) oder unter Werthangabe (Gebühr bis 
600 Mark 10 Pfg.). Solche Packete werden von 
der einen zu der anderen Stelle geſondert von 
dem großen Haufen der gewöhnlichen Packete 
einzeln übergeben und getrennt von dieſen auf⸗ 
bewahrt, wodurch ſie ſelbſtverſtändlich weit mehr 
als die übrigen geſchont werden. 


meinden für Einrichtungen und Zwecke, die allen 
Gemeindeangehörigen gleichmäßig Vortheile bieten, 
durch die ee ra gedeckt werden ſollen. 
Die der Allgemeinheit zu Gute kommenden 
kommunalen Einrichtungen überwiegen aber bei 
weitem, und an ihnen ſind die Beamten und 
Offiziere genau in demſelben Maße intereſſirt, 
wie alle übrigen Einwohner; es iſt deshalb nur 
eine Forderung der Gerechtigkeit, wenn man an 
die ſeither Privilegirten das Verlangen ſtellt, 
daß ſie zu den Ausgaben der Gemeinden für 
allgemeine Zwecke ebenfalls in vollem Umfange 
beitragen. So ſehr man auch mit der von der 
Regierung geplanten Aufbeſſerung der Gehälter 
der Beamten und Offiziere einverſtanden ſein 
kann, ſo wird man doch fordern müſſen, daß die 
Volksvertretung ihre Zuſtimmung zu den Mehr⸗ 
forderunzen von der Beſeitigung der in den 
§§ 41 unb 42 noch aufrecht erhaltenen Steuer⸗ 
befreiungen (etwa mit Ausnahme derer der 
Wittwen und Waiſen) abhängig macht. Im 
Zuſammenhange damit wird zugleich eine 
Reviſion der Veſtimmungen über Wohnungsgeld⸗ 
zuſchüſſe wie eine andere Ordnung der Reiſe⸗ 
koſtenentſchädigung für Beamte und Offiziere zu 
erſtreben ſein. Letztere iſt um ſo nothwendiger, 
als die Reiſekoſtenentſchädigung heute nicht einen 
Erſatz für wirklich entſtandene Koſten, ſond ern 
eine nicht unerhebliche Einnahmequelle darſtellt. 


ua 


